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Eine Fragestellung, mit der sich viele
Anlagenbetreiber bei der Umsetzung des
Netzanschlusses von Anlagen zur Erzeu-
gung regenerativer Energien konfrontiert
sehen, ist die der Verteilung von Netzaus-
baukosten und Netzanschlusskosten.
Jeder Betreiber kennt aus eigener Erfah-
rung die schwierigen Verhandlungen mit
den Energieversorgern über die Kostentra-
gung für einzelne Maßnahmen. Folgerich-
tig haben sich mittlerweile zahlreiche
Gerichte  mit der Frage beschäftigt, ob
von der gesetzlichen Regelung des § 10
EEG a.F., wonach die Netzanschlusskosten
durch den Einspeisewilligen und die Netz-
ausbaukosten vom Netzbetreiber zu tra-
gen sind, durch vertragliche Bestimmun-
gen abgewichen werden kann.

Es existiert inzwischen eine Fülle von erst-
instanzlichen Entscheidungen, die aller-
dings noch kein einheitliches Bild abge-
ben. Einige Landgerichte vertreten die
Auffassung, dass es sich bei der Vorschrift
des § 10 Abs. 2 EEG a. F. um zwingendes
Recht handele. Die Kostenverteilung sei
einer Parteivereinbarung nicht zugänglich.
Mit unterschiedlicher Begründung, aber in
der Sache gleichlautend, befanden die
genannten Kammern, dass die Bestimmun-
gen zur Kostenverteilung Schutzcharakter
zugunsten des Einspeisewilligen besäßen
und durch eine vertragliche Vereinbarung
nicht von ihnen abgewichen werden
könne. Geschehe dies doch, sei der Ver-
trag nach § 134 BGB nichtig und ein zuviel
geleistetes Entgelt könne zurückverlangt
werden. Ob Aufträge zur Ausführung des
Netzanschlusses daher unter dem Vorbe-
halt der Rückforderung oder vorbehaltlos
erteilt werden, spiele insofern keine
Rolle. Widerspricht die vertragliche
Kostenverteilung derjenigen, wie sie sich

aus § 10 EEG a. F. ergibt, sei die Vereinba-
rung unwirksam und zuviel gezahlte
Kosten zurückzuerstatten. Eine eindeutige
Position zu dieser Problematik war der
obergerichtlichen Rechtsprechung bislang
nicht zu entlocken. Auch die Entscheidung
des Bundesgerichtshofes (BGH) vom 
11. Juni 2003, in der es um maßgebliche
Fragen zu den Netzanschlusskosten ging,
ließ diesen Punkt offen. Lediglich in einem
Nebensatz deutete der BGH an, dass ein
Teil der Bestimmungen zum Netzanschluss
zwingend sei, ohne jedoch ausdrücklich zu
der Kostenverteilung und insbesondere
der Vorschrift des § 10 Abs. 2 EEG a.F. Stel-
lung zu nehmen.

Seit kurzem liegt nun die erste oberge-
richtliche Entscheidung vor, in der diese
Frage indes zu Gunsten des Netzbetreibers
entschieden wurde. Das Oberlandesge-
richt Hamm hat sich auf den Standpunkt
gestellt, dass die gesetzlich angeordnete
Pflicht des Netzbetreibers, die Netzaus-
baukosten selbst zu tragen, nur dann
gelte, wenn die Parteien keine anderwei-
tige Vereinbarung getroffen hätten. Die
Kostentragungslast nach Maßgabe des EEG
könne durch Vereinbarung ohne weiteres
abgeändert werden. 

Das Gericht begründete dies damit, dass
sowohl § 10 Abs. 1 EEG a. F. wie auch 
Abs. 2 Satz 1 a. F. keinen ausdrücklichen
Verbotstatbestand enthielten. Vergleiche
man zudem § 10 EEG a. F. mit der Formu-
lierung in § 3 EEG a. F., der die unabding-
baren, nicht verhandelbaren Pflichten des
Netzbetreibers regele, so sei ein Unter-
schied in der Wortwahl eindeutig. Ein
Spielraum für eine Auslegung bestünde
danach nicht. Des Weiteren sei ein ander-
weitiges Ergebnis auch nicht dem gesetz-
geberischen Zweck der Regelung zu ent-
nehmen. Ziel des EEG sei es vor allem,
eine Verdoppelung des Anteils erneuerba-
rer Energien an der Elektrizitätserzeugung
bis zum Jahre 2010 zu erreichen. Dieser
Zweck würde indes durch § 3 ff. EEG a. F.
erfüllt, die den Anschluss und Abnahme-
zwang regelten. Es sei der Gesetzesbe-
gründung indes nicht zu entnehmen, dass
im Bereich der Netzanschlusskosten derart
zwingende Regelungen geschaffen werden
sollten, die den Anlagen- und Netzbetrei-
bern keinerlei unternehmerische Freiheit
mehr lassen.

Die Begründung des Oberlandesgerichts
enthält durchaus gewichtige Argumente.
Entscheidende Gesichtspunkte sind jedoch
nach unserer Auffassung nicht diskutiert
worden. So hat es in seinen Überlegungen
nicht mit einbezogen, dass nach der
gesetzlichen Bestimmung die notwendigen
Kosten des Netzausbaus von den Netzbe-
treibern auf die Netznutzungsentgelte
umgelegt werden können. Dies bedeutet,
dass die Kosten des notwendigen Netzaus-
baus grundsätzlich über die Strompreise
von Endverbrauchern zu tragen sind. Das
Oberlandesgericht hat sich insofern nicht
mit der Frage beschäftigt, ob der Gesetz-
geber es auch zulassen wollte, dass diese
vom Gesetzgeber vorgezeichnete Kosten-
struktur durch Vereinbarung geändert
werden kann.

Es steht zu vermuten, dass in dieser Frage
noch nicht das letzte Wort gesprochen
wurde und dass auch der Bundesgerichts-
hof nochmals Gelegenheit erhalten wird,
hierzu Stellung zu beziehen.
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Sind Verträge über die Netzausbaukosten zulässig?
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Neuer Biomasseerlass in Branden-
burg
In Brandenburg ist ein neuer Erlass zur
bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit von
Biomasseanlagen am 5. April 2006 her-
ausgekommen. Der Erlass regelt für die
Landesverwaltung verbindlich die Ausle-
gung des Privilegierungstatbestandes
nach § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB. Positiv her-
vorzuheben ist, dass der brandenburgi-
sche Erlassgeber davon ausgeht, dass der
Eigentümer des rahmensetzenden
Betriebes und der Biogasanlage nicht
identisch sein müssen. Diese sehr enge
Auslegung, die in anderen Bundesländern
vertreten wird, führt zu großen Proble-
men. Nach Ansicht des brandenburgi-
schen Ministeriums ist es allein erforder-
lich, dass der Landwirt einen maßgebli-
chen Einfluss auf die Betreibergesell-
schaft haben und einen entsprechenden
Anteil eigener Produkte einbringen oder
der gewonnenen Energie nutzen muss.
Zudem regelt der Erlass knapp alle Tat-
bestandsmerkmale der Privilegierungs-
norm. 

Wer die Planung einer Biogasanlage in
Brandenburg beabsichtigt, sollte mit den
Inhalten des Erlasses vertraut sein. 
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Mit der Energiegewinnung aus Biomasse
sind in der Praxis viele rechtliche Anwen-
dungsprobleme verbunden. So regelt die
Biomasseverordnung, welche Stoffe für
den Anwendungsbereich des EEG als Bio-
masse anerkannt werden. Viele in der Pra-
xis häufig zum Einsatz kommende Substra-
te sind in Bezug auf die Bonusfähigkeit
umstritten wie zum Beispiel der Einsatz
von Rapspresskuchen als eventuell nicht
bonusfähiges Nebenprodukt und die
umstrittene Frage, ob Pferdemist aus-
schließlich von Nutzpferden stammen
muss. Da jedoch bezüglich der Zusatzver-
gütung immer wieder grundsätzliche Fra-
gen zu beantworten sind, soll nachfolgend
die Struktur des § 8 Abs. 2 ff. EEG in ihren
Grundzügen erläutert werden. 

In Abhängigkeit von der elektrischen Lei-
stung legt das EEG in § 8 Abs. 1 EEG unter-
schiedliche Mindestvergütungen für den
eingespeisten Strom fest. Zusätzlich gibt
es gemäß § 8 EEG Bonuszahlungen für 

NawaRo-Bonus, § 8 Abs. 2 EEG
Die Mindestvergütungen des § 8 Abs. 1 EEG
erhöhen sich gemäß § 8 Abs. 2 EEG zusätz-
lich um einen Vergütungszuschlag in Höhe
von 

wenn der Strom ausschließlich aus soge-
nannten NawaRo-Substraten gewonnen
wird. NawaRo ist ein Sammelbegriff für
stofflich und energetisch genutzte Bio-
masse (kein Futter- und Lebensmittel). Es
handelt sich hierbei in der Regel um land-
und forstwirtschaftlich erzeugte Rohstof-
fe, wie Holz, Flachs, Raps, Zuckerstoffe
und Stärke aus Rüben, Kartoffeln oder
Mais, die nach der Aufbereitung einer wei-
teren stofflichen oder energetischen
Anwendung zugeführt werden. Das Gesetz
liefert indes keine Rechtsgrundlage zur
Herausgabe von Einsatzstofflisten oder
näheren Bestimmungen. Eine Einigung
zwischen Anlagebetreibern und Netzbe-
treibern ist mithin erforderlich. § 8 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 b EEG erweitert den Kreis der
begünstigten Stoffe um Gülle im Sinne der
europäischen Hygieneverordnung und
Schlempe aus landwirtschaftlicher Bren-
nerei, für die keine Verwertungspflicht
besteht. § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 c EEG stellt
klar, dass es sich auch um Gemische der
vorgenannten Stoffgruppen handeln kann.
Indes wird verlangt, dass der Strom aus-
schließlich aus den genannten Stoffen
gewonnen wird. Zudem dürfen keine Bio-
masseanlagen auf demselben Betriebsge-
lände betrieben werden, in denen Strom
aus sonstigen Stoffen gewonnen wird. Die
Verpflichtung, diesen Vergütungszuschlag

zu zahlen, besteht ab dem Zeitpunkt, von
dem an die oben genannten Voraussetzun-
gen erfüllt sind. Auch Altanlagen können
gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 4 EEG den Vergü-
tungszuschlag nach § 8 Abs. 2 EEG für die
Dauer der Restlaufzeit der gesetzlich fest-
gelegten Einspeisevergütung bekommen.
Für alle Anlagen gilt: 

Sobald die Voraussetzungen nicht mehr
erfüllt sind, entfällt der Anspruch auf den
Vergütungszuschlag gemäß § 8 Abs. 2 end-
gültig. Das heißt, auch ein Rück-Wechsel
zum "Nicht-NawaRo-Betrieb" ist endgültig.

KWK-Bonus, § 8 Abs. 3 EEG
§ 8 Abs. 3 EEG gewährt einen Anspruch auf
Vergütungszuschlag in Höhe von 2,0 Cent
pro kW/h, soweit es sich um Strom im
Sinne von § 3 Abs. 4 des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes (KWKG) handelt und
dem Netzbetreiber ein entsprechender
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Nichts geht ohne Notar
Landgericht Bremen, Urteil vom 
3. Mai 2006 — 3 O 1945/05 — nicht
rechtskräftig 
Gegenstand dieses Urteils ist ein Sponso-
ringvertrag, den ein Betreiber von Wind-
energieanlagen mit der Standortgemein-
de geschlossen hat. Das Gericht hat klar-
gestellt, dass freiwillige Zuwendungen
einer Windkraftfirma an eine Gemeinde
privatrechtlich nur dann wirksam sein
können, wenn die Vereinbarung notariell
beurkundet wurde. Nur in Ausnahmefäl-
len, die vorliegend nicht gegeben waren,
sei es möglich, aus einer an sich unwirk-
samen Vereinbarung Rechte herzuleiten.
Das Gericht hat die Klage der Gemeinde
auf Beurkundung des Sponsoring-Vertra-
ges abgewiesen. 

Solaranlage und Denkmalschutz
Oberverwaltungsgericht Lüneburg,
Urteil vom 3. Mai 2006 — 1 LB 16/05 
Das Anbringen von Sonnenkollektoren auf
einem denkmalgeschützten Gebäude
kann einen denkmalwidrigen Eingriff dar-
stellen. Insoweit sei es möglich, die
Beseitigung entsprechender Kollektoren
zu verlangen. Der Betreiber habe keinen
Anspruch darauf, die Anlagen möglichst
effektiv (in Südausrichtung) zu betreiben.
Gleichzeitig war das Gericht der Ansicht,
dass die PV-Anlage einen massiven Ein-
griff in das denkmalgeschützte Ensemble
darstellte. 

Inbetriebnahme einer Biogasanlage
Oberlandesgericht Oldenburg, Urteil
vom 30. März 2006 — 14 U 123/05 
In dieser Entscheidung hat das Oberlan-
desgericht die Frage der erstmaligen
Inbetriebnahme einer Biogasanlage nach
dem EEG betrachtet. Das Gericht ging
davon aus, dass ein Probebetrieb mit
nicht-regenerativen Betriebsstoffen keine
Inbetriebnahme darstellen würde. Dies
begründete es mit einem weiten Anlagen-
begriff. Nicht allein das Heizkraftwerk,
sondern auch alle anderen Einrichtungen
der Biogasanlagen einschließlich Fermen-
ter seien Bestandteil der Anlage. Allein
der Betrieb der stromerzeugenden Anla-
gen wie Generator, Brennstoffzelle oder
Solarzelle sei kein Betrieb der Gesamtan-
lage. Nur der Betrieb mit den vorgesehe-
nen regenerativen Betriebsstoffen ist
eine Inbetriebnahme im Sinne des EEG. 

Den Nachbarn stinkt´s
Oberverwaltungsgericht Lüneburg,
Beschluss vom 16. Mai 2006 — 7 ME
6/06
Die Geruchsimmissionen von Biogasanla-
gen sind immer wieder Gegenstand von
Streitigkeiten mit Nachbarn. Vorliegend
hatte sich ein Nachbar, der eine Gaststät-
te betrieb, gegen die immissionsschutz-
rechtliche Genehmigung einer Biogasan-
lage, die im Zusammenhang mit einer
Schweinemastanlage betrieben werden
soll, gewandt. Das Gericht stellte
zunächst fest, dass für die Geruchsimmis-
sionen der Biogasanlage die Geruchsim-

missionsrichtlinie (GIRL) Anwendung fin-
det. Das Gericht hat festgestellt, dass die
Schweinemastanlage und die Biogasanla-
ge keine gemeinsame Anlage bilden wür-
den. Dies ergibt sich bereits aus den
unterschiedlichen Genehmigungserfor-
dernissen und der unterschiedlichen
Zuordnung der beiden Anlagetypen im
Anhang der 4. BImSchV. Abschließend
stellt das Gericht fest, dass die Irrele-
vanzregelungen auch auf die Immission
einer Biogasanlage Anwendung finden.
Vorliegend war bereits durch den land-
wirtschaftlichen Betrieb eine erhebliche
Vorbelastung im Bereich des Grundstücks
des Nachbarn vorhanden, die durch den
Betrieb der Biogasanlage nur unwesent-
lich erhöht wurde. 

Baugebühren für Windenergieanla-
gen 

Oberverwaltungsgericht Lüneburg,
Beschluss vom 31. März 2006 — 1 LA
137/05
Das Oberverwaltungsgericht hat seine
Rechtsprechung zur Bestimmung der Bau-
gebühren für Windenergieanlagen bestä-
tigt. In einer Klage wandte sich der Kläger
gegen die Berechnung der Gebührenhöhe.
Die Verwaltungsbehörde hatte zur
Bestimmung der Gebührenhöhe letztlich
auf den Herstellungswert der genehmig-
ten Windenergieanlagen zurückgegriffen.
Dies führte, da weitere konstruktive Teile
berücksichtigt wurden, zu höheren Bau-
gebühren. Das Oberverwaltungsgericht
hat seine ältere Rechtsprechung bestä-
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Aktuelle Rechtsprechung

den ausschließlichen Einsatz von Nawa-
Ro und/oder Gülle und Schlempe, 
die Nutzung von Wärme sowie
den Einsatz innovativer Technik.

6,0 Cent pro kW/h bis einschließlich
einer elektrischen Leistung von 500 kW,
4,0 Cent pro kW/h bis einschließlich
einer elektrischen Leistung von 5 MW, 



Nachweis vorgelegt wird, den sogenannten
KWK-Bonus. KWK-Strom im Sinne des § 3
Abs. 4 KWKG ist das rechnerische Produkt
aus Nutzwärme und Stromkennzahl der
KWK-Anlage, das heißt der Anteil des
Stroms, der dem relativen Anteil der Nutz-
wärme entspricht. Der KWK-Bonus ist mit
dem NawaRo-Bonus nach § 8 Abs. 2 EEG
kombinierbar, wenn die Voraussetzungen
kumulativ vorliegen. Ein Anspruch auf den
KWK-Bonus besteht allerdings nur für
Wärme, die außerhalb der Biogasanlage
genutzt wird (Nutzwärme). Der Anlagen-
betreiber muss die Wärmenutzung auch
nachweisen. Bei Anlagen bis 2 MW elektri-
scher Leistung sollte die Installation von
Wärmemengenzählern für den Nachweis
ausreichen. Aus der gemessenen Wärme-
menge und der Stromkennzahl lässt sich
dann errechnen, wie viel Strom erzeugt
werden musste, um die gemessene Wär-
memenge auszukoppeln. Nur für diese
errechnete elektrische Arbeit wird der
KWK-Bonus zusätzlich zur Strommindest-
vergütung gezahlt. Die Zusatzvergütung
nach § 8 Abs. 3 EEG wird indes nur für
Anlagen bei Inbetriebnahme nach dem 31.
Dezember 2003 geleistet.

Technologie-Bonus, § 8 Abs.4 EEG
Des Weiteren regelt § 8 Abs. 4 EEG die Vor-
aussetzungen für den Bonus für bestimmte
Verfahren und Techniken — so genannter
Innovations- / Technologie-Bonus. Die Min-
destvergütung erhöht sich bis einschließ-
lich einer Leistung von 5 MW um weitere
2,0 Cent pro kW/h, wenn der Strom in
Anlagen gewonnen wird, die auch in Kraft-
wärmekopplungen betrieben werden, und

die Biomasse durch thermochemische Ver-
gasung oder Trockenfermentation umwan-
delt. Es werden mithin bestimmte Verfah-
ren mit diesem Bonus bezuschusst. Als
Trockenfermentation im Gegensatz zu
Nassvergärung wird die Vergärung von Bio-
massesubstraten bezeichnet, wenn der
Anteil der Trockensubstanz mindestens 
25 % beträgt. Thermochemische Vergasung
ist die Umwandlung von Biomasse in
einem wärmeinduzierten Prozess in einen
gasförmigen Sekundärenergieträger.
Zudem wird die Aufbereitung des Gases
auf Erdgasqualität nach dieser Vorschrift
gefördert. 

Darüber hinaus werden gemäß § 8 Abs. 4
EEG die aufgeführten Anlagetechniken um
den Technologie-Bonus erhöht. Der Bonus
kann jedoch nur — auch wenn mehrere in
§ 8 Abs. 4 EEG aufgeführte Techniken und
/oder Verfahren in einer Anlage kombi-
niert werden — nur einmal in Anspruch
genommen werden. Mit diesem Bonus will
der Gesetzgeber einen Anreiz zum Einsatz
innovativer, besonders energieeffizienter
und damit umweltschonender Anlagetech-
niken setzen, deren Anschaffung regelmä-
ßig mit höheren Investitionskosten verbun-
den ist. 

Der Bonus ist indes an die Voraussetzung
geknüpft, dass die Anlage — zumindest
zeitweise — auch in Kraftwärmekopplung
betrieben wird. Im Gegensatz zu der
Gewährung des KWK-Bonus nach § 8 Abs. 3
EEG ist der Technologie-Bonus nicht nur
für den im gekoppelten Betrieb geliefer-
ten Strom zu zahlen, sondern für sämtli-

chen in der betreffenden Anlage erzeug-
ten Strom. Mithin ist für die Vergütungsbe-
rechnung ausschlaggebend, was unter dem
Begriff (gemeinsame) Anlage im Sinne des
EEG zu verstehen ist. Diese spezielle Fra-
gestellung wird ein separater Folgebeitrag
in der nächsten Ausgabe dieses Rundbriefs
zum Gegenstand haben.

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der vor-
gestellten Zusatzvergütungsmöglichkeiten
muss sich der Betreiber einer Biogasanlage
bereits frühstmöglich im Rahmen der Pla-
nung genau überlegen, wie groß die Bio-
gasanlage dimensioniert sein soll, welche
Substrate zum Einsatz kommen sollen und
ob die Anlage in Kraft-Wärme-Koppelung
ggf. in Kombination mit einer zunächst
investitionskostenintensiveren innovativen
Anlage — beispielsweise einer ORC-Anlage
—  betrieben werden soll.
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tigt, nach der bei Windenergieanlagen
eine Rohbauabnahme nicht möglich sei.
Entsprechend könne nicht auf den Roh-
bauwert zur Bestimmung der Gebühren-
höhe zurückgegriffen werden. Die Berech-
nung nach dem Herstellungswert sei bei
Windenergieanlagen im Ergebnis auch
nicht unverhältnismäßig, da die Gebühren
im Vergleich zum Bauvolumen angemes-
sen seien. 

Ausgleich durch Flächennutzungs-
plan 
Bundesverwaltungsgericht, Beschluss
vom 26. April 2006 — 4 B 7.06 —
rechtskräftig
Das Bundesverwaltungsgericht hat in die-
sem Beschluss festgestellt, dass eine
Gemeinde im Rahmen einer Konzentrati-
onsplanung für die Windenergienutzung
nicht zwingend Flächen für den natur-
schutzrechtlichen Ausgleich darstellen
muss. Die Darstellung kann erforderlich
sein, wenn die letztliche Vorhabengeneh-
migung ohne diese Darstellung nicht
sichergestellt wäre. Hierzu führt das
Gericht besonders deutlich aus, dass die
Konzentrationsplanung keine bloße nega-
tive Seite hat. Die Gemeinde muss bei der
Flächennutzungsplanung sicherstellen,
dass in Konzentrationszonen für Wind-
energieanlagen letztlich auch Windener-
gieanlagen errichtet werden können.
Dazu ist auch die Möglichkeit eines sach-
gerechten Ausgleichs des mit der Errich-
tung der Anlagen verbundenen Eingriffs
notwendig. 

In optischer Bedrängnis? 
Verwaltungsgerichtshof Mannheim,
Beschluss vom 3. April 2006 — 5 F
2620/05 — rechtskräftig
Der Inhaber eines Architektenbüros, das
im Außenbereich belegen war, wandte
sich gegen eine Genehmigung einer Wind-
energieanlage. Er ging davon aus, dass
allein durch die Sichtbarkeit der Anlage
und die ständige Drehbewegung eine irri-
tierende Wirkung ausginge, die die Wind-
energieanlage zu seinen Lasten rück-
sichtslos mache. Das Oberverwaltungsge-
richt hat die Klage zurückgewiesen, da
die Schutzwürdigkeit des Klägers bereits
deshalb herabgesetzt sei, da im Außenbe-
reich mit der Errichtung von privilegierten
Anlagen — wie Windenergieanlagen —
gerechnet werden müsse. Die Tatsache,
dass der Kläger sein Gebäude mit einer
durchgängigen Glasfront ausgestattet
habe, die eine besonderen Weitblick
eröffne, ist seinem Risikobereich zuzu-
rechnen. Es bestehe kein Anspruch auf die
Beibehaltung eines unverbauten Blickes.

Lauf der Zurückstellungsfrist
Oberverwaltungsgericht Münster —
Beschluss vom 17. März 2006 — 8 B
1920/05 — rechtskräftig
Seit der Novellierung des Baugesetzbu-
ches im Jahre 2004 besteht die Möglich-
keit der Zurückstellung von privilegierten
Vorhaben zur Sicherung einer Konzentrati-
onsplanung. Die Fragen dieses neuen § 15
Abs. 3 BauGB sind im Einzelnen unklar. In
dieser Entscheidung hat das Oberverwal-

tungsgericht sich mit dem Lauf der
Zurückstellungsfrist befasst. Die Gemein-
de darf den Zurückstellungsantrag allein
in einer Frist von sechs Monaten ab Kennt-
nis vom Bauvorhaben stellen. Ist die
Gemeinde selbst Baugenehmigungsbehör-
de, läuft diese Frist ab Eingang des
Genehmigungsantrags. Dies gilt selbst
dann, wenn die Gemeinde das Baugesuch
für unzulässig hält.

Genehmigung als Schnäppchen? 
Verwaltungsgerichtshof München,
Urteil vom 15. Februar 2006 — 22 CS
06.166
Die immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gung ist eine anlagenbezogene Genehmi-
gung, sie geht unmittelbar mit der Anlage
auf einen neuen Betreiber über. Im vorlie-
genden Fall hatte ein Bauwilliger ein
Grundstück erworben und wollte die
einem Dritten erteilte Genehmigung für
die Errichtung einer Anlage auf diesem
Grundstück ausnutzen. 

Dazu hat der Verwaltungsgerichtshof fest-
gestellt, dass eine immissionsschutzrecht-
liche Genehmigung dem Träger des Vorha-
bens erteilt wird. Diese gelte zwar für
einen bestimmten Standort, gehe jedoch
nicht mit dem Eigentum am Grundstück
auf einen Dritten über. Dazu sei es erfor-
derlich, dass der Genehmigungsinhaber
dem neuen Eigentümer die Rechte aus der
Genehmigung rechtsgeschäftlich übertra-
gen hat.
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In der Biogasbranche boomt es und zwar
völlig zu Recht. Denn die Errichtung einer
Biogasanlage verspricht regelmäßig zu
einer äußerst lukrativen Einnahmequelle
zu werden. Allein im Jahre 2005 sind über
2500 Biogasanlagen ans Netz gegangen.
Der Zuwachs an elektrischer Leistung zum
Vorjahr 2004 betrug 339 %. 

Der Gesetzgeber hat durch das Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG) Vergütungssätze
für Biogasstrom fest-
gelegt, die die Min-
destvergütungssätze
für beispielsweise
Windstrom noch ein-
mal deutlich überstei-
gen. Flankiert werden
diese günstigen Rege-
lungen des EEG noch
durch die erst im Rah-
men der letzten Novel-
le des Baugesetzbu-
ches (BauGB) einge-
fügte Privilegierung
von kleineren Biogas-
anlagen im landwirt-
schaftlichen Bereich. Von großem Vorteil
ist es auch, dass anders als im Windener-
gieanlagenbereich es an geeigneten Stand-
orten für Biogasanlagen kaum mangelt und
die Akzeptanz in der Bevölkerung als rela-
tiv hoch einzustufen ist. Diese Rahmenbe-
dingungen im Biogassektor sind bereits
jetzt als äußerst positiv zu bewerten. Ein-
ziger Wermutstropfen ist wohl der
Umstand, dass sich der zukünftige Betrei-
ber einer Biogasanlage einer Vielzahl von
gesetzlichen Bestimmungen gegenüber

sieht, die er im Rahmen der Durchführung
seines Vorhabens und beim späteren
Betrieb der Biogasanlagen zu beachten
hat. Mit unserem Leitfaden für Biogasanla-
gen wollen wir etwas Licht in den Geset-
zesdschungel bringen und einige Ratschlä-
ge dahingehend geben, wie sich das
Genehmigungsverfahren zügig über die
Bühne bringen lässt. 

Darüber hinaus soll noch aufgezeigt wer-
den, welche Aspekte
für einen sicheren Be-
trieb und eine zuver-
lässige Betriebsfüh-
rung zu beachten sind.
Denn was hilft es, eine
moderne und lei-
stungsfähige Biogasan-
lage auf seinem Hof
stehen zu haben, wenn
der Betriebsmittellie-
ferant seinen Liefer-
verpflichtungen nicht
rechtzeitig nach-
kommt und die Biogas-
anlage deshalb keinen

Strom produzieren kann? Um dem vorzu-
beugen, geben wir abschließend auch
wichtige Hinweise zur vertraglichen Ausge-
staltung der Lieferbeziehung.

Gern senden wir Ihnen unseren Leit-
faden für Biogasanlagen kostenlos zu.
Bitte mailen Sie uns dafür an 
biogas@bme-law.de oder melden Sie
sich bei Caroline Hattesohl unter
0421- 949460.  

ERRICHTUNG UND BETRIEB VON BIOGASANLAGEN
IM LANDWIRTSCHAFTLICHEN BEREICH

Leitfaden für Biogasanlagen

jetzt kostenlos bestellen unter: 

biogas@bme-law.de


